
Eltern müssen daher auch durch staatliche Leistungen eine 
Aufstockung ihres Einkommens erfahren. Hierfür gibt es vor al­
lem das Kindergeld.

Aber es muß durch steuerliche Berücksichtigung der Kinder 
auch erreicht werden, daß Mütter und Väter gegenüber Kinder­
losen mit hohem Einkommen steuerlich nicht benachteiligt wer­
den. Das geschieht durch den Steuerfreibetrag für Kinder. Er be­
wirkt, daß Eltern weniger von ihrem selbstverdienten Geld an 
den Staat abgeben müssen, so daß sie einen größeren Teil der 
Ausgaben für ihre Kinder aus eigenem Einkommen bestreiten 
können.

Anlage 2

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs im Ministe­
rium für Finanzen, Herrn Dr. Dieter Rudorf, auf die Frage des 
Abgeordneten Karl-Heinz Binus (CDU/DA) - Drucksache Nr. 86

Frage 21

Auf der Grundlage des Beschlusses des Ministerrates 4/11/90 
vom 2.5.90 wurden Finanz- und Hauptzollämter gebildet. Die 
Entscheidungen, in welchen Kreisen Finanzämter eingerichtet 
werden, wurden vorwiegend von ehemaligen leitenden Funktio­
nären der Abt. Finanzen der Räte der Bezirke und ohne Einbe­
ziehung von Vertretern der betroffenen Mitarbeiter durchge­
setzt. Die mit der Länderbildung zu verändernden Kreisstruktu­
ren blieben völlig unberücksichtigt.

Welche Voraussetzungen bestehen, um diese dirigistischen 
Entscheidungen zurückzunehmen und die demokratische Mit­
wirkung von Expertengruppen bei der endgültigen Festlegung 
zu sichern?

Antwort

Die Bildung von funktionsfähigen Finanzämtern ist gegen­
wärtig neben der Steuergesetzgebung eine der wichtigsten und 
schwierigsten Aufgaben beim Aufbau einer modernen Steuer­
verwaltung. Die teilweise Übernahme des bundesdeutschen 
Steuerrechts zum 1. 7. 1990 machte es auch erforderlich, zu die­
sem Zeitpunkt die Steuern über Finanzämter zu erheben und 
einzuziehen.

Hinsichtlich ihres Aufbaus, ihrer Größe wurden die Erfahrun­
gen der BRD genutzt, um ihre rationelle und effektive Arbeit zu 
ermöglichen und überhöhten Aufwand für Leitung, Verwaltung 
und Automation zu verhindern. Daraus ergeben sich 120 Finanz­
ämter für die gesamte DDR. Damit bilden 2-3 politische Kreise 
einen Finanzamtsbezirk.

Es liegt auf der Hand, daß unter diesen Bedingungen die 
Standortwahl von besonderer Brisanz ist, geht es doch auch um 
Fragen der Bereitstellung von Arbeitsplätzen für viele Men­
schen.

Bei dieser Standortwahl sind viele Faktoren zu berücksichti­
gen. Deshalb kann und muß der notwendige Entscheidungsvor­
schlag auf der Ebene der Bezirke erbracht werden, da nur so die 
jeweiligen Besonderheiten, die Vor- und Nachteile der alternati­
ven Varianten des künftigen Standortes eines Finanzamtes be­
rücksichtigt werden können. Wir gehen davon aus, daß in der 
Mehrzahl der Fälle in den Bezirken sachgerecht und sorgfältig 
entschieden und die Argumente des Für und Wider mit den Ver­
antwortlichen in den Kreisen beraten wurden. Egoistische 
Kreis- oder Stadtinteressen müssen dabei ausgeschaltet sein. 
Wir halten deshalb eine generelle Kampagne und Rücknahme 
bisher getroffener Entscheidungen nicht für richtig.

Dabei gehen wir auch davon aus, daß in den meisten Finanz­
ämtern die Vorbereitungsarbeiten für die Aufnahme ihrer Tätig­
keit sehr weit forgeschritten sind, schließlich sollten sie in gut 
einer Woche bereits ihre Arbeit aufnehmen und dem Staat und 
dem Territorium die notwendigen Finanzmittel einbringen. Der 
Finanzminister muß auch den Standort der Finanzämter bis zu 
diesem Zeitpunkt in einer Anordnung festlegen.

Eine nachträgliche Veränderung des Standortes kann und 
sollte u. E. deshalb nur auf ganz wenige Ausnahmefälle be­
schränkt sein. Dabei ist auch zu berücksichtigen, daß mit dem 
bisherigen Standort bereits eine ganze Anzahl von Menschen 
dort tätig sind, die von einem Standortwechsel betroffen wür­
den.

Anlage 3

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs im Ministe­
rium für Finanzen, Herrn Dr. Dieter Rudorf, auf die Frage des 
Abgeordneten Karl-Heinz Binus (CDU/DA) - Drucksache Nr. 86

Frage 22

Wem gehört die Deutsche Kreditbank AG und wem ist sie un­
terstellt? Gibt es Richtlinien/Verordnungen, in denen die Krite­
rien festgelegt wurden für die Gewährung von Umlaufmitteln 
und Krediten an noch „volkseigene Betriebe“? Warum werden 
Betriebe im Moment nicht mit Krediten versorgt?

Antwort

1. Die Deutsche Kreditbank ist eine Aktiengesellschaft. 
Aktionäre sind:
- Staatsbank der DDR (Hauptaktionär mit 96 %) ab 21. 6. 

1990 Treuhandanstalt
- Synthesewerk Schwarzheide
- Vereinigung Interhotel
- Centrum-Warenhaus
- Verband der Konsumgenossenschaften

Die Deutsche Kreditbank AG ist Rechtsnachfolger für Ver­
träge derjenigen Struktureinheiten der bisherigen Staats­
bank, die in die Deutsche Kreditbank AG eingehen.

2. Die Deutsche Kreditbank AG gewährt Kredite nach markt­
wirtschaftlichen Grundsätzen.

Wesentliche Bedingungen für Kreditbewilligungen sind:
- die Produktchancen der Haupterzeugnisse auf dem 

Markt,
- die Vermögenslage und Ertragslage des Unternehmens 

und daraus abgeleitet die Rückzahlbarkeit der Kredite 
sowie die Gewährleistung des Zinsendienstes.

Eine Reihe von Betrieben hat gegenwärtig erhebliche 
Probleme, den Nachweis darüber als Voraussetzung für die 
Kreditgewährung zu führen.

3. Für den Monat Juli besteht die Bereitschaft der Deutschen 
Kreditbank AG, Liquiditätskredite auf der Basis eine" 
durch die Betriebe zu erarbeitenden Liquiditätsstatus ui 
einer Globalgarantie der Treuhandanstalt auszureichen. 
Die Ausreichung von Liquiditätskrediten im Monat Juli er­
folgt in Abstimmung mit dem Ministerium der Finanzen 
und dem Wirtschaftsministerium. Über die weitere Verfah­
rensweise ab August werden noch Beratungen geführt.

Der Liquiditätskredit ist ein kurzfristiger Kredit, den das 
Unternehmen aus eigener Kraft zurückzuzahlen hat.

Anlage 4

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs im Ministe­
rium für Familie und Frauen, Herrn Dr. Hans Geisler, auf die 
Frage der Abgeordneten Dr. Christine Lucyga (SPD) - Drucksa­
che Nr. 86

Frage 24

Im uns vorliegenden Text des Sozialhilfegesetzes haben wir 
keinerlei Angaben über finanzielle Regelungen bei der häusli­
chen Pflege von alten und schwerkranken Pflegebedürftigen 
durch Angehörige gefunden. Da in der DDR seit Jahren akuter 
Pflegenotstand in Krankenhäusern und Heimen herrscht und 
auch kurzfristig keine Besserung zu erwarten ist, sind es vor al-
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